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Interpellation Fraktion SVP (Thomas Glauser/Alexander Feuz, SVP): Stadt 

Bern diskriminiert ältere Menschen und fördert die Altersarmut 

 

 

Eine 62-jährige hat sich in Bern als Sachbearbeiterin beworben – und wurde wegen ihres Alters 

abgelehnt. Keystone. Weil die Stadt Bern ihre Angestellten schon mit 63 Jahren in Pension schickt, 

haben ältere Bewerbende keine Chance auf einen neuen Job. Das musste nun eine 62-Jährige am 

eigenen Leib erfahren. Tafi 11.3.2024. Man hat mir noch nie so direkt ins Gesicht gespuckt, dass 

ich zu alt bin», wird die Betroffene von «Blick» zitiert. Die Frau hatte sich auf eine Stelle als Sach-

bearbeiterin bei der Stadt Bern beworben – und wurde abgelehnt. Mit der offiziellen Begründung, 

dass sie zu alt sei. Die Frau war bei der Bewerbung 62 Jahre alt, sie hätte gerne noch ein paar 

Jahre gearbeitet. Auch über das gesetzliche Pensionsalter von 65 hinaus. Doch in Bern werden 

Mitarbeitende bereits früher pensioniert: «Mitarbeitende der Stadt Bern werden mit Vollenden des 

63. Altersjahres ordentlich pensioniert – daher können wir Ihre Bewerbung nicht weiterverfolgen», 

begründet die Stadt gemäss «Blick» die Absage. Dies sei ein «Zückerli», weil man nicht mit den 

Löhnen und Gehältern des Bundes mithalten kann. Für Bern lohnt es sich nicht, ältere Menschen 

einzustellen. «Je näher Bewerbende dem ordentlichen städtischen Pensionierungsalter 63 kom-

men, desto eher kann es sein, dass der Aufwand für die Einarbeitung in keinem Verhältnis zur 

weiteren Arbeitsdauer steht», erklärt die Stadt weiter. Kurz: Es lohne sich nicht, ältere Menschen 

einzustellen. Selbst dann nicht, wenn sie alle Kriterien erfüllen und die Stelle schwer zu besetzen 

ist. Auch wenn in der Bundesverfassung ein Diskriminierungsverbot festgezurrt ist, das grundsätz-

lich auch beim Alter greift, hätte die betroffene Frau bei einem Gang vors Gericht schlechte Karten, 

meint Rechtsprofessor Kurt Pärli von der Universität Basel: Das Diskriminierungsverbot werde vom 

Bundesgericht eher zurückhaltend ausgelegt, so seine Einschätzung. Die abgelehnte Bewerberin 

befürchtet, dass ihr «20 bis 30 Jahre in Altersarmut bevorstehen», wenn sie nicht noch ein paar 

Jahre lang arbeiten. 

In diesem Zusammenhang bitten wir den Gemeinderat um die Beantwortung der folgenden Fra-

gen: 

1. Hat sich der Gemeinderat schon Gedanken über die Auswirkungen über die städtische unsozia-

le diskriminierende Personalpolitik gemacht? (Altersarmut Diskriminierung der älteren Perso-

nen). Wenn nein, wieso nicht? Wenn ja, welche? 

2. Ist sich der Gemeinderat bewusst gegen das Diskriminierungsverbot verstossen zu haben? 

Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, wie wird der Gemeinderat sich in der Zukunft verhalten bei 

Verstoss gegen das Diskriminierungsverbot und begrüsst er solche Verstösse, werden weitere 

ältere Bewerberinnen und Bewerber diskriminiert? 

3. Ist die Zeit da, das städtische Personal mit 65 zu Pensionieren? Wenn nein, warum nicht und 

aus welchen Überlegungen? Wenn ja, aus welchen Überlegungen? 

4. Was für finanzielle Auswirkungen hätte es auf die Stadt Bern wenn das städtische Personal mit 

65 Jahren pensioniert wird? Wenn nein, welche? Wenn ja, welche? 

5. Würde man nicht weniger vakante Stellen in der Stadt Bern haben? (Fachkräftemangel) 
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